
§ 66 
 

Unterrichtung des Rechnungshofs bei Mehrheitsbeteil igungen 
 
Besteht eine Mehrheitsbeteiligung im Sinne des § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) vom 19. Augu st 1969 
(BGBl. I S. 1273) in der jeweils geltenden Fassung, so hat das für Finanzen zuständige Ministerium dara uf 
hinzuwirken, dass dem Rechnungshof die in § 54 HGrG  bestimmten Befugnisse eingeräumt werden. 
 
 

Verwaltungsvorschriften 
 
1. Auf die Einräumung der Befugnisse des Thüringer Rechnungshofs ist auch bei den Verhandlungen über die Gründung 
eines Unternehmens und über den Erwerb von Anteilen an einem Unternehmen hinzuwirken. 
 
2. Auf die Einräumung der Befugnisse des Thüringer Rechnungshofs ist insbesondere bei einer Änderung des Grundkapitals 
und der Beteiligungsverhältnisse hinzuwirken. 
 
3. Als Fassung für die Satzung (Gesellschaftsvertrag) empfiehlt sich: 
"Der Thüringer Rechnungshof hat die Befugnisse aus § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz." Erforderlichenfalls ist der Wortlaut 
dieser Vorschrift zu wiederholen. 
 

"§ 54 HGrG 
Unterrichtung der Rechnungsprüfungsbehörde 

 
(1) In den Fällen des § 53 kann in der Satzung (im Gesellschaftsvertrag) mit Dreiviertelmehrheit des vertretenen Kapitals 
bestimmt werden, dass sich die Rechnungsprüfungsbehörde der Gebietskörperschaft zur Klärung von Fragen, die bei der 
Prüfung nach § 44 auftreten, unmittelbar unterrichten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und die Schriften des 
Unternehmens einsehen kann. 
 
(2) Ein vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begründetes Recht der Rechnungsprüfungsbehörde auf unmittelbare 
Unterrichtung bleibt unberührt." 
 
 
4. Im Übrigen sind die Grundsätze für die Verwaltung von Beteiligungen des Freistaats Thüringen zu beachten. 
 


